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 Antwort
 der Bundesregierung

 auf  die  Kleine  Anfrage  der  Abgeordneten  Sevim  Da  ̆gdelen,  Ulla  Jelpke,  Jan  Korte
 und der Fraktion DIE LINKE.
 – Drucksache 16/3116 –

 Entwicklung des Integrationsprogramms des Bundesamtes für Migration und
 Flüchtlinge

 Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

 Das  Bundesamt  für  Migration  und  Flüchtlinge  (BAMF)  ist  vom  Bundesminis-
 terium  des  Innern  beauftragt  worden,  gemäß  §  45  des  Aufenthaltsgesetzes
 (AufenthG)  ein  bundesweites  Integrationsprogramm  zu  entwickeln,  in  dem  die
 bestehenden  Angebote  von  Bund,  Ländern,  Kommunen  und  privaten  Trägern
 für  Drittstaatsangehörige  und  Spätaussiedler/Spätaussiedlerinnen  festgestellt
 und  Empfehlungen  zur  Weiterentwicklung  vorgelegt  werden.  Ziel  des  Integra-
 tionsprogramms  ist  es,  „praxisrelevante  Strategien  für  eine  bedarfsorientierte,
 effektive  und  nachhaltige  Integrationsförderung  zu  erarbeiten  und  umzuset-
 zen“  (Integrationsaktivitäten  des  Bundes,  Bestandsaufnahme  im  Rahmen  der
 Interministeriellen  Arbeitsgruppe  Integration  vom  4.  August  2005,  S.  30).  Ne-
 ben  den  Ländern,  Kommunen  und  den  Ausländerbeauftragten  sollen  darüber
 hinaus  Religionsgemeinschaften,  Gewerkschaften,  Arbeitgeberverbände,  die
 Träger  der  freien  Wohlfahrtspflege  sowie  sonstige  gesellschaftliche  Interessen-
 verbände  an  der  Entwicklung  des  Integrationsprogramms  beteiligt  werden
 (siehe  §  45  AufenthG).  Es  ist  vorgesehen,  jährlich  Schwerpunkte  in  einzelnen
 Handlungsfeldern  zu  setzen.  Für  das  Jahr  2005  haben  sich  der  Bund  und  die
 Länder  auf  die  Sprachförderung  als  erstes  Schwerpunkthandlungsfeld  geeinigt
 und  dazu  Arbeitsgruppen  eingerichtet,  die  Empfehlungen  als  Basis  für  das  In-
 tegrationsprogramm  entwickeln  sollen.  Die  Arbeitsgruppen  behandeln  die
 Sprachförderung  im  Kindergarten  und  in  der  Schule,  beim  Übergang  zur  Be-
 rufs-  und  Hochschulausbildung  etc.  Parallel  dazu  hat  das  BAMF  eine  Steue-
 rungsgruppe  eingerichtet.  Im  Jahr  2006  sollte  nach  Auskunft  des  BAMF  mit
 dem  Handlungsfeld  der  beruflichen  Integration  als  zweiter  Schwerpunkt  be-
 gonnen werden.
 Die  Antwort  wurde  namens  der  Bundesregierung  mit  Schreiben  des  Bundesministeriums  des  Innern  vom  10.  November  2006
 übermittelt.
 Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.
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1.  Welche  Religionsgemeinschaften,  Gewerkschaften,  Arbeitgeberverbände,
 Träger  der  freien  Wohlfahrtspflege  und  welche  gesellschaftlichen  Interes-
 senverbände  sind  bisher  an  der  Entwicklung  des  bundesweiten  Integrations-
 programms  beteiligt  worden  (bitte  jeweils  die  Anzahl  der  Vertreter/Vertre-
 terinnen mit Funktion bzw. Organisationszugehörigkeit angeben)?

 Im  Rahmen  der  Entwicklung  des  bundesweiten  Integrationsprogramms  sind
 derzeit  eine  übergreifende  Steuerungsgruppe  sowie  drei  Facharbeitsgruppen  im
 Handlungsfeld Sprachförderung beteiligt (ab 2007 vier Arbeitsgruppen).

 In  der  Steuerungsgruppe  und  in  den  Arbeitsgruppen  sind  unter  Leitung  des  Bun-
 desamtes  für  Migration  und  Flüchtlinge  (BAMF)  vertreten:  BMI,  BMAS,
 BMFSFJ, BMV, BMWi, BMF, Beauftragte der Bundesregierung für Migration,
 Flüchtling  und  Integration,  Beauftragter  der  Bundesregierung  für  Aussiedlerfra-
 gen  und  nationale  Minderheiten,  Vertreter  von  Landesministerien  aus  der  Mehr-
 zahl  der  Länder;  Bund-Länder-Kommission  für  Bildungsplanung  und  For-
 schungsförderung,  Vertreter  der  Integrationsbeauftragten  der  Länder,  Vertreter
 aus  Städten  und  Gemeinden,  Bundesarbeitsgemeinschaft  der  Freien  Wohlfahrt-
 pflege  –  Diakonisches  Werk  der  EKS,  Deutscher  Caritasverband,  Arbeiterwohl-
 fahrt,  Paritätischer  Wohlfahrtsverband,  Deutsches  Rotes  Kreuz  –,  Bundes-
 arbeitsgemeinschaft  der  Immigrantenverbände  e.  V.,  Deutscher  Landkreistag,
 Deutscher  Städte-  und  Gemeindebund,  Deutscher  Städtetag,  Deutscher  Gewerk-
 schaftsbund,  Gewerkschaft  Erziehung  und  Wissenschaft,  Bundesvereinigung
 der  Deutschen  Arbeitgeberverbände  e.  V.,  Evangelische  Kirche  in  Deutschland
 Kirchenamt  der  EKD,  Deutsche  Bischofskonferenz  Bereich  Weltkirche  und
 Migration;  Zentralrat  der  Juden  in  Deutschland,  Türkische  Gemeinde  in
 Deutschland  e.  V.,  Türkisch  Islamische  Union  der  Anstalt  für  Religion  e.  V.;
 Bund  der  Vertriebenen  BdV  Vereinigte  Landsmannschaften  und  Landesver-
 bände  e.  V.,  Deutsche  Jugend  aus  Russland  e.  V.,  Deutscher  Volkshochschulver-
 band,  Bundesverband  Deutscher  Privatschulen,  Deutsches  Jugendinstitut  e.  V.,
 Deutsches  Erwachsenenbildungswerk  e.  V.,  Deutsches  Institut  für  Erwachse-
 nenbildung,  Bundesvereinigung  Evangelischer  Tageseinrichtungen  für  Kin-
 der  e.  V.,  Verband  Katholischer  Tageseinrichtungen  für  Kinder;  Verband  für
 Bildung  und  Erziehung;  Stiftung  Mercator  GmbH;  Stiftung  Grone-Schule,  Aus-
 bildungsring  Ausländischer  e.  V.,  Berufliche  Fortbildungszentren  der  Bayeri-
 schen  Wirtschaft  GmbH,  Begegnungs-  und  Fortbildungszentrum  muslimischer
 Frauen  Köln  e.  V.,  Passage  Gemeinnützige  Gesellschaft  für  Arbeit  und  Integra-
 tion  mbH,  Regionale  Arbeitsstelle  zur  Förderung  von  Kindern  und  Jugendlichen
 aus  Zuwanderfamilien  NRW,  berami  –  berufliche  Integration  e.  V.,  Experten  zur
 Vermittlung  von  Deutsch  als  Zweitsprache  aus  20  Fachhochschulen  bzw.  Uni-
 versitäten.

 Eine  weitergehende  Übermittlung  von  Personendaten  ist  im  Rahmen  der  Klei-
 nen Anfrage nicht möglich.

 2.  In  welcher  institutionellen  Form  (Runder  Tisch,  Beirat  etc.)  findet  diese
 Beteiligung statt, und welche Befugnisse haben die Mitglieder?

 Für  die  Dauer  der  Entwicklung  und  Umsetzung  des  bundesweiten  Integrations-
 programms  wurde  vom  BAMF  eine  Steuerungsgruppe  eingerichtet  (s.  auch
 Beantwortung zu Frage 6).

 Im  ersten  Schwerpunkthandlungsfeld  Sprachförderung  wurden/werden  vier
 Facharbeitsgruppen  auf  Expertenebene  eingesetzt,  die  sich  aus  Vertretern  der  in
 §  45  Satz  3  und  4  des  Aufenthaltsgesetzes  (AufenthG)  benannten  Akteure  sowie
 der Wissenschaft zusammensetzen.

 Die  Mitglieder  der  Facharbeitsgruppen  sprechen  für  ihre  jeweiligen  Einrichtun-
 gen  und  beteiligen  sich  mit  ihrem  Fachwissen  an  der  Entwicklung  von  Hand-
 lungsempfehlungen, Umsetzungsstrategien und ggf. Modellprojekten.
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Die  Entwicklung  des  bundesweiten  Integrationsprogramms  soll  in  Form  eines
 offenen  Dialogs  organisiert  werden.  Hierzu  existieren  neben  den  Arbeitsgrup-
 pen  weitere  Beteiligungsformen.  Dies  sind  insbesondere  die  schriftliche  Betei-
 ligung  ausgewählter  Akteure  an  der  Entwicklung  der  Handlungsempfehlungen
 parallel  zu  den  Arbeitsgruppen,  die  Möglichkeit  zur  Stellungnahme  für  alle
 Interessierten  über  eine  für  das  Integrationsprogramm  eingerichtete  E-Mail-
 Adresse  integrationsprogramm@bamf.de,  die  Diskussion  der  Entwürfe  der
 Empfehlungen  außerhalb  der  Arbeitsgruppen  im  Rahmen  von  Fachveranstaltun-
 gen  sowie  eine  umfassende  Öffentlichkeitsarbeit  des  BAMF,  im  Rahmen  derer
 die  Materialien  und  Ergebnisse  der  Feststellung  der  Angebote  sowie  der  Fach-
 arbeitsgruppen im Internet zugänglich gemacht werden.

 3.  Wie  werden  die  Länder  und  die  Kommunen  in  die  Entwicklung  des  Integra-
 tionsprogramms einbezogen?

 Die  Länder  werden  über  die  Länderarbeitsgemeinschaft  für  Integration  und
 Flüchtlingsfragen,  die  Ausländer-  und  Integrationsbeauftragten  der  Länder  so-
 wie  über  die  Kultusministerkonferenz  als  Fachministerkonferenz  beteiligt.  Die
 Beteiligung  der  Kommunen  erfolgt  in  der  Steuerungsgruppe  über  die  drei  kom-
 munalen  Spitzenverbände  Deutscher  Landkreistag,  Deutscher  Städtetag  und
 Deutscher  Städte-  und  Gemeindebund.  In  den  Facharbeitsebenen  sind  kommu-
 nale  Praktiker/innen  ausgewählter  Kommunen  mit  einem  Schwerpunkt  im  Be-
 reich  der  Sprachförderung  von  Migrant/innen  vertreten.  Im  Rahmen  der  Fest-
 stellung  der  Sprachförderangebote  wurden  die  Länder  über  die  Länderarbeits-
 gemeinschaft  für  Integration  und  Flüchtlingsfragen  beteiligt,  deren  Mitglieder
 ihrerseits  die  jeweiligen  Fachministerien  unterbeteiligt  haben.  Die  Feststellung
 der  Sprachförderangebote  der  Kommunen  erfolgte  über  die  kommunalen  Spit-
 zenverbände.

 4.  Welche  Teilnehmer/Teilnehmerinnen  sind  an  der  Steuerungsgruppe  und  je-
 weils  an  den  einzelnen  Arbeitsgruppen  beteiligt  (bitte  jeweils  die  Anzahl
 der  Vertreter/Vertreterinnen  mit  Funktion  bzw.  Organisationszugehörigkeit
 angeben)?

 Auf die Beantwortung zu Frage 1 wird verwiesen.

 5.  Wer  entscheidet  nach  welchen  Kriterien  über  die  Einbindung  von  Ver-
 bänden  und  Organisationen  in  die  Steuerungsgruppe  und  in  die  einzelnen
 Arbeitsgruppen  zur  Sprachförderung  bzw.  zum  Schwerpunktthema  „Beruf-
 liche Integration“?

 Die  Beteiligung  der  unterschiedlichen  Akteure  in  der  Steuerungsgruppe  und
 den  Facharbeitsgruppen  erfolgt  gemäß  den  Vorgaben  des  §  45  Satz  3  und  4
 AufenthG.  Die  Steuerungsgruppe  wird  auf  Verbandsebene  besetzt,  die  Fachar-
 beitsgruppen  auf  Arbeits-  bzw.  Expertenebene.  In  den  Arbeitsgruppen  wechseln
 die  beteiligten  Akteure  je  nach  Handlungsfeld.  Die  endgültige  Entscheidung
 über  die  teilnehmenden  Verbände  und  Organisationen  trifft  das  BAMF,  die  Be-
 setzung der Arbeitsgruppen erfolgt unter Einbeziehung der Steuerungsgruppe.

 6.  Welche  konkreten  Aufgaben  und  Befugnisse  besitzt  die  Steuerungsgruppe?

 Die  Steuerungsgruppe  hat  als  übergreifendes  Gremium  die  Aufgabe,  die  Arbeit
 der  Facharbeitsgruppen  in  den  einzelnen  Handlungsfeldern  zu  koordinieren  so-
 wie  über  die  Aufnahme  der  in  den  Arbeitsgruppen  entwickelten  Handlungsemp-
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fehlungen  zu  befinden.  Die  Steuerungsgruppe  wirkt  beim  thematischen  Zu-
 schnitt,  der  Besetzung  der  Facharbeitsgruppen  und  der  Benennung  von  Personen
 für  Expertenanhörungen  mit.  Sie  trifft  ihre  Entscheidungen  nach  dem  Konsens-
 prinzip.  Die  Umsetzung  der  Empfehlungen  fällt  in  die  Zuständigkeit  der  jewei-
 ligen Entscheidungsträger.

 7.  Welche  konkreten  Arbeitsschritte  hat  das  BAMF  im  Jahr  2006  in  Bezug  auf
 das  zweite  Schwerpunkthandlungsfeld  der  beruflichen  Integration  unter-
 nommen?

 Wurden Arbeitsgruppen dazu gegründet?

 Wenn  ja,  welche  und  welche  Teilnehmer/Teilnehmerinnen  sind  daran  betei-
 ligt  (bitte  jeweils  die  Anzahl  der  Vertreter/Vertreterinnen  mit  Funktion  bzw.
 Organisationszugehörigkeit angeben)?

 In  ihrer  Sitzung  vom  21.  September  2006  hat  die  Steuerungsgruppe  zugestimmt,
 das  Handlungsfeld  der  beruflichen  Integration  als  nächsten  Schwerpunkt  zu  be-
 arbeiten.  Das  BAMF  führt  gegenwärtig  eine  Recherche  des  Handlungsfelds
 durch,  an  die  sich  die  Feststellung  der  Angebote  auf  der  Ebene  des  Bundes,  der
 Länder,  der  Kommunen  und  der  privaten  Träger  anschließen  wird.  Die  Steue-
 rungsgruppe  wird  sich  in  ihrer  nächsten  Sitzung  am  10.  Januar  2007  erstmalig
 mit dem Feld der beruflichen Integration beschäftigen.

 8.  Welche  Ziele  und  Empfehlungen  wurden  bisher  zu  den  jeweiligen  Schwer-
 punktthemen erarbeitet?

 Wann  sind  erste  Zwischenberichte  der  Arbeitsgruppen  zu  den  beiden
 Schwerpunktthemen zu erwarten und werden sie veröffentlicht?

 Wenn nicht, warum nicht?

 Im  Rahmen  des  ersten  Schwerpunkthandlungsfelds  Sprachförderung  sind  auf
 Vorschlag  von  Bund  und  Ländern  die  folgenden  Facharbeitsgruppen  auf  Exper-
 tenebene eingesetzt worden:

 ●  AG  1:  Sprachförderung  in  Kindergarten/Kindertagesstätten/Vorschule  und
 Schule

 ●  AG  2:  (Sprach)Förderung  am  Übergang  Schule  –  Beruf(sausbildung)  sowie
 berufsbezogene Sprachförderung

 ●  AG  3:  Sprachförderung  zur  Vorbereitung  auf  und  in  der  Hochschule  (ein-
 schließlich Lehre und Forschung in Deutsch als Zweitsprache)

 ●  AG 4: Evaluation der Integrationsförderung

 Die  Arbeitsgruppe  1  hat  ihre  Arbeit  am  25.  September  2006,  die  Arbeits-
 gruppe  2  am  26.  September  2006  aufgenommen.  Die  Arbeitsgruppe  3  wird  als
 Fachveranstaltung  Anfang  2007  stattfinden.  Die  Arbeitgruppe  4,  die  sich  in
 einem  ersten  Schwerpunkt  mit  der  Sprachförderung  befassen  wird,  wird  als
 kontinuierliche  Arbeitsgruppe  eingerichtet.  Sie  wird  im  Dezember  2006  das
 erste  Mal  zusammentreffen.

 Handlungsempfehlungen  für  den  Bereich  Sprachförderung  werden  voraussicht-
 lich  bis  Ende  des  1.  Quartals  2007  entwickelt.  Sie  werden  im  Anschluss  ver-
 öffentlicht.

 Die  Ergebnisse  der  Feststellung  der  Sprachförderangebote  liegen  bis  Mitte
 November  2006  vor  und  werden  in  Form  von  Dokumentationen  und  von  Ana-
 lyseberichten  als  Download  auf  der  Internetseite  des  BAMF  zur  Verfügung
 stehen.
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9.  Worin  unterscheidet  sich  nach  Ansicht  der  Bundesregierung  die  Erarbei-
 tung  eines  bundesweiten  Integrationsprogramms  von  der  Entwicklung
 eines  „Nationalen  Aktionsplan  Integration“,  der  infolge  des  Integrations-
 gipfels  durch  sechs  Arbeitsgruppen  erarbeitet  werden  soll,  in  denen  eben-
 falls  Vertreter/Vertreterinnen  der  Länder,  der  Gewerkschaften  und  anderer
 gesellschaftlicher  Gruppen  gleiche  Themen  wie  frühe  Sprachförderung
 und Bildung, Ausbildung und Arbeitsmarkt beraten?

 Das  bundesweite  Integrationsprogramm  nach  §  45  AufenthG  und  der  Nationale
 Integrationsplan  ergänzen  einander.  Der  Nationale  Integrationsplan  hat  das  Ziel,
 auf  politischer  Ebene  zentrale  Integrationsdefizite  und  -potentiale  zu  identifi-
 zieren,  konkrete  Lösungen  zu  entwickeln  und  Kriterien  für  deren  Evaluierung
 zu  erarbeiten.  Alle  beteiligten  Akteure  sind  zudem  aufgefordert,  zusätzliche
 Integrationsleistungen  bereit  zu  stellen.  Das  bundesweite  Integrationspro-
 gramm  konzentriert  sich  darauf,  bestehende  Integrationsangebote  von  Bund,
 Ländern,  Kommunen  und  freien  Trägern  zu  erfassen,  durch  eine  bessere  Ko-
 ordinierung  dieser  Angebote  Synergien  zu  nutzen  und  weitere  Angebote  zur
 Deckung  ggf.  bestehender  Lücken  zu  entwickeln.  Mit  dieser  Aufgabenteilung
 ist  sichergestellt,  dass  keine  unnötigen  Parallelstrukturen  und  -arbeiten  entste-
 hen.

 10.  Warum  erachtet  die  Bundesregierung  es  für  notwendig,  sowohl  ein  bun-
 desweites  Integrationsprogramm  als  auch  einen  Nationalen  Aktionsplan
 Integration zu erarbeiten?

 Auf die Beantwortung zu Frage 9 wird verwiesen.
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